Begriff

§ 17. (1) Die Firma ist der in das Firmenbuch eingetragene Name eines Unternehmers, unter dem er seine Geschäfte betreibt und die Unterschrift abgibt.

(2) Ein Unternehmer kann in Verfahren vor Gerichten oder Verwaltungsbehörden seine Firma als Parteibezeichnung führen und mit seiner Firma als Partei bezeichnet werden. Für Einzelunternehmer gilt dies nicht in Strafverfahren.

Damit ist jetzt klar, dass unter der Firma künftig stets der in das Firmenbuch eingetragene Name eines - naturgemäß registrierten - Unternehmers zu verstehen ist.

Eigenschaften der Firma

§ 18. (1) Die Firma muss zur Kennzeichnung des Unternehmers geeignet sein und Unterscheidungskraft besitzen.

(2) Die Firma darf keine Angaben enthalten, die geeignet sind, über geschäftliche Verhältnisse, die für die angesprochenen Verkehrskreise wesentlich sind, irrezuführen. Im Verfahren vor dem Firmenbuchgericht wird die Eignung zur Irreführung nur berücksichtigt, wenn sie ersichtlich ist.

Die Firmenbildungsvorschriften werden liberalisiert. Eine Firma ist als solche dann anzuerkennen, wenn sie das Unternehmen kennzeichnet und zugleich von anderen Unternehmen unterscheidet.

Die von Abs 1 geforderte Kennzeichnungskraft einer Firma zielt auf Individualisierung ab, die Firma muss daher als Name zur Individualisierung geeignet sein. Zulässig werden damit Personen-, Sach- und Fantasiefirmen oder auch die Verwendung von Geschäftsbezeichnungen. 

Im Interesse des Rechtsverkehrs unterliegt die Firmenbildung gleichzeitig einem - bisher nur für Firmenzusätze festgelegten - Irreführungsverbot; dies mit der Einschränkung, dass die Täuschungseignung auch „wesentlich“ sein muss, um aufgegriffen werden zu können. 

Dem Wettbewerbsrecht wird die Aufgabe der Feinsteuerung zugewiesen. Das Firmenbuchgericht wird also auf die „Ersichtlichkeit“ der Irreführungseignung abzustellen und eine solche dann anzunehmen haben, wenn das Täuschungspotenzial nicht allzu fern liegt oder ohne umfangreiche Beweisaufnahmen angenommen werden kann.

Damit ist die bisherige Judikatur zur Kennzeichnungs- und Unterscheidungsfunktion des Firmenrechts weiterhin verwertbar. In diesem Zusammenhang ist insbesondere die Frage interessant, inwieweit bloße Buchstabengruppen ohne Sinnzusammenhang oder Fantasiebezeichnungswert, zulässig sind.

Im Markenrecht wird in der jüngeren Rechtsprechung bei der Frage, ob einer bestimmten Buchstabengruppe Unterscheidungskraft als Eintragungsvoraussetzung zukommt, darauf abgestellt, ob ein konkreter Grund vorliegt, aus welchem diese Buchstabengruppe zur Kennzeichnung einer bestimmten Ware oder Dienstleistung keinesfalls geeignet ist.

Bestandteile einer Firma sind als Firmenschlagwort zufolge der ihnen innewohnenden Namensfunktion schutzfähige Kennzeichen im Sinne des § 9 Abs 1 UWG, wenn sie Unterscheidungskraft (Kennzeichnungskraft) besitzen, also etwas Besonderes, Individuelles an sich haben, das sich schon ihrer Art nach dazu eignet, ihren Träger von anderen Personen oder Unternehmen zu unterscheiden. Es sind also auch Firmenwortlaute in Form von Buchstaben(-gruppen) zulässig, die für sich genommen kein eigenes Wort mit Fantasiecharakter ergeben. Zu beachten ist aber im Sinne der Unterscheidungskraft immer der Umstand, ob hinsichtlich einer bestimmten Buchstabenkombination bezüglich einer Ware oder Dienstleistung ein konkretes Freihaltebedürfnis besteht (4 Ob 145/99y; 4 Ob 278/04t).

Für neu einzutragende Firmenwortlaute gilt:


1.
Ein zur Eintragung in das Firmenbuch angemeldeter Firmenwortlaut, der nicht den Bestimmungen der §§ 18 ff. in der Fassung des Handelsrechts-Änderungsgesetzes, BGBl. I Nr. 120/2005, entspricht, kann nach In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes nicht mehr in das Firmenbuch eingetragen werden.


2.
Ein vor In-Kraft-Treten des Handelsrechts-Änderungsgesetzes, BGBl. I Nr. 120/2005, zur Eintragung in das Firmenbuch angemeldeter Firmenwortlaut, der bereits den damit geänderten Bestimmungen der §§ 18 ff. entspricht, kann nach In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes in das Firmenbuch eingetragen werden (§ 907 Abs 5).

Zwingende Rechtsformzusätze

§ 19. (1) Bei in das Firmenbuch eingetragenen Unternehmern muss die Firma, auch wenn sie nach den §§ 21, 22, 24 oder nach anderen gesetzlichen Vorschriften fortgeführt wird, enthalten:


1.
bei Einzelunternehmern die Bezeichnung „eingetragener Unternehmer“ oder „eingetragene Unternehmerin“ oder eine allgemein verständliche Abkürzung dieser Bezeichnung, insbesondere „e.U.“;


2.
bei einer offenen Gesellschaft die Bezeichnung „offene Gesellschaft“ oder eine allgemein verständliche Abkürzung dieser Bezeichnung, insbesondere „OG“;


3.
bei einer Kommanditgesellschaft die Bezeichnung „Kommanditgesellschaft“ oder eine allgemein verständliche Abkürzung dieser Bezeichnung, insbesondere „KG“;


4.
bei Angehörigen eines freien Berufes, soweit die berufsrechtlichen Vorschriften für die Firma nichts anderes vorsehen, einen Hinweis auf den ausgeübten freien Beruf. An die Stelle der Bezeichnung „offene Gesellschaft“ kann die Bezeichnung „Partnerschaft“ oder – sofern die Firma nicht die Namen aller Gesellschafter enthält – der Zusatz „und (&) Partner“, an die Stelle der Bezeichnung „Kommanditgesellschaft“ die Bezeichnung „Kommandit-Partnerschaft“ treten.

(2) Wenn in einer offenen Gesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft keine natürliche Person unbeschränkt haftet, muss dieser Umstand aus der Firma erkennbar sein, auch wenn sie nach den §§ 21, 22, 24 oder nach anderen gesetzlichen Vorschriften fortgeführt wird.

Jeder protokollierte Unternehmer wird künftig verpflichtet sein, auch die von ihm gewählte Rechtsform in der Firma anzugeben. Aus dem Zusatz muss auch die Tatsache seiner firmenbuchrechtlichen Registrierung erkennbar sein. Damit reichen künftig derzeit zulässige, undeutliche Gesellschaftszusätze wie z.B. „& Co“, die die Haftungsstruktur des Unternehmens nicht ausreichend widerspiegeln, nicht mehr aus. 

Diese Regel gilt nicht nur für die ursprüngliche, sondern auch für die abgeleitete Firma (§§ 22, 24). 

Abs 2 behandelt den nunmehr möglichen Fall, dass bei den eingetragenen Personengesellschaften künftig auch eine Fantasiefirma (also etwa „Larifari OG“) ermöglicht wird. Damit ist in Personengesellschaften, die keine natürliche Person als unbeschränkt haftende Gesellschafter haben, die daraus resultierende Haftungsbeschränkung im Firmenwortlaut offen zu legen.

§ 907 Abs 4: 

Im Interesse eines einheitlichen und für den Rechtsverkehr klaren Firmenrechts wird angestrebt, dass auch bei bestehenden Firmen durch die Aufnahme dieser Zusätze die jeweilige Rechts- bzw. Gesellschaftsform eines Unternehmers erkennbar wird. Daraus ergibt sich für protokollierte Einzelkaufleute, Personen-handelsgesellschaften, die gegenwärtig ihre Rechtsform nicht eindeutig erkennen lassen, sowie für eingetragene Erwerbsgesellschaften ein Anpassungsbedarf an die neue Rechtslage, für den mit den Z 1 bis 5 Vorkehrungen getroffen werden. Lediglich bestehende offene Handelsgesellschaften, die bereits jetzt mit „OHG“ firmieren, sollen gemäß Z 2 letzter Satz nicht zur Umstellung auf „OG“ verpflichtet werden, da die Abkürzung „OHG“ im Geschäftsverkehr in besonders hohem Maße bekannt und bewusstseinsgefestigt ist. 
Die Umstellung wird in mehrfacher Hinsicht erleichtert: 

Es gibt einen Übergangszeitraum bis zum Jahresbeginn 2010, innerhalb dessen die notwendige Firmenänderung vorzunehmen ist (Z 1 und 2). Bis 2010 ist es also ausreichend, die Änderung im Firmenbuch erst dann registrieren zu lassen, wenn eine sonstige Eintragung vorgenommen werden soll. Solche Anmeldungen, die nur die Aufnahme des Rechtsformzusatzes in den Firmenwortlaut zum Inhalt haben, bedürfen keiner Beglaubigung. Für den gesamten Umstellungszeitraum wird eine Befreiung von jenen Gebühren vorgesehen, die reformbedingt verursacht sind: Soll ausschließlich die Aufnahme des Rechtsformzusatzes zur Eintragung ins Firmenbuch angemeldet werden, entfällt sowohl die Eingabengebühr als auch die Eintragungsgebühr. 

Erfolgt im Umstellungszeitraum allerdings keine firmenbuchgerichtliche Anmeldung der Änderung des Rechtsformzusatzes, kann danach ein Zwangsstrafenverfahren (§ 24 FBG) durchgeführt werden. Zudem besteht dann ab dem 1.1.2010 gemäß Z 4 eine Sperre für weitere Eintragungen in das Firmenbuch, wenn keine Anmeldung der Änderung erfolgt.

Unzulässige Verwendung fremder Namen

§ 20. In die Firma eines Einzelunternehmers oder einer eingetragenen Personengesellschaft darf der Name einer anderen Person als des Einzelunternehmers oder eines unbeschränkt haftenden Gesellschafters nicht aufgenommen werden.

Das UGB geht vom Prinzip aus, dass generell zumindest die ursprüngliche Firma „richtig“ sein soll und Fehlvorstellungen über Haftungspotenziale jedenfalls vermieden werden sollen, solange noch keine berechtigten Interessen an der Firmenkontinuität bestehen. Die generelle Zulässigkeit von fremden Namen ist also nach wie vor nicht gegeben, da sie zu Fehlvorstellungen des Rechtsverkehrs über das Unternehmen, den Inhaber und sein Haftungspotenzial führen könnten (auch wenn generell bei abgeleiteten oder fortgeführten Firmen diese Gefahr sowohl nach derzeitiger als auch nach neuer Rechtslage immer wieder verwirklicht wird). 

Fortführung bei Namensänderung

§ 21. Wird der Name einer in der Firma genannten Person geändert, so kann die bisherige Firma fortgeführt werden.

Fortführung bei Unternehmenserwerb

§ 22. (1) Wer ein bestehendes Unternehmen unter Lebenden oder von Todes wegen erwirbt, darf für das Unternehmen die bisherige Firma, auch wenn sie den Namen des bisherigen Unternehmers enthält, mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zusatzes fortführen, wenn der bisherige Unternehmer oder dessen Erben in die Fortführung der Firma ausdrücklich einwilligen.

Die Regelung hat einerseits klarstellenden Charakter hinsichtlich der Namensfirma, andererseits hat der Gesetzgeber eine ursprüngliche Überlegung, bei fortgeführten Firmen künftig zwingend einen Nachfolgezusatz vorzusehen, nicht aufgegriffen.

Fortführung bei Änderungen im Gesellschafterbestand

§ 24. (1) Tritt ein neuer Gesellschafter in eine Gesellschaft ein oder scheidet ein Gesellschafter aus einer solchen aus, so kann ungeachtet dieser Veränderung die bisherige Firma fortgeführt werden.
Diese Regelung ist wesentlicher Teil des Prinzips der Firmenkontinuität, wobei allerdings darauf zu achten ist, dass die durch die Aufnahme eines Gesellschafters entstehende Gesellschaft die Firma des Einzelkaufmanns nicht gänzlich unverändert fortführen kann, sondern nun zwingend einen korrekten Rechtsformzusatz zu führen hat (§ 19 Abs 1 Z 2 und 3 UGB). 

Anmeldung der Firma

§ 28. Die Anmeldung zum Firmenbuch erfolgt bei dem Gericht, in dessen Sprengel sich der Sitz des Unternehmens befindet. Der Unternehmer hat in der Anmeldung die in § 3 Z 2 bis 4, 5, 8 und 16, gegebenenfalls auch die in § 3 Z 6, 9, 11 und 15 und § 4 Z 2 und 3 FBG genannten Tatsachen anzugeben und seine Namensunterschrift zur Aufbewahrung bei Gericht zu zeichnen.

Keine substanzielle Neuregelung, es handelt sich um die adaptierte Bestimmung des bisherigen § 29 HGB. 

Der bisherige § 30 HGB wird zum neuen § 29 UGB und inhaltlich ebenfalls nur dem Grundtatbestand angepasst. Es hat in diesem Zusammenhang auch Überlegungen gegeben, beim Identitätsprinzip von der Orts- bzw. Gemeindebezogenheit abzugehen, was aber nicht umgesetzt wurde. Das Kriterium der Unterscheidbarkeit bezieht sich damit weiterhin auf die Verwechselbarkeit durch das Publikum in einem räumlich abgegrenzten Bereich. Mit § 29 Abs 2 UGB wird überdies klargestellt, dass ein Unternehmer, der denselben Namen wie ein bereits eingetragener Unternehmer führt, sich ebenfalls seines (bürgerlichen) Namens bedienen kann, wenn er nur einen unterscheidungskräftigen Zusatz beifügt.  

Schließlich werden die bisherigen §§ 31 und 32 HGB zu §§ 30 und 31 UGB und ebenfalls dem Grundtatbestand angepasst.

